
ENGAGEMENTPOLITISCHE 
EMPFEHLUNGEN 
des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches 
Engagement (BBE) für ein Regierungsprogramm 
der 19. Legislaturperiode



Das Hintergrundpapier „Engagementpolitische Empfehlungen des BBE 
für ein Regierungsprogramm der 19. Legislaturperiode“ ist von den 
Mitgliedern des BBE-Koordinierungsausschusses erarbeitet worden. Es 
stellt eine erweiterte Fassung der „Engagementpolitischen Empfehlun-
gen des BBE zur Bundestagswahl 2017“ dar, die die Mitgliederversamm-
lung am 25.11.2016 verabschiedet hat. 

ENGAGEMENTPOLITISCHE EMPFEHLUNGEN DES 
BUNDESNETZWERKS BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT (BBE) 
FÜR EIN REGIERUNGSPROGRAMM DER 19. LEGISLATURPERIODE
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Einleitung

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Engagement stärken heißt Demokratie stärken

Verlässliche Infrastrukturen für alle, die sich engagieren wollen

Offene Zugänge und Teilhabe im bürgerschaftlichen Engagement 
schaffen

Bürgerschaftliches Engagement als Teil des Integrationsprozesses 
ausbauen und verstetigen

Engagementfreundliche politische Rahmensetzungen schaffen

Ziele nachhaltiger Entwicklung – ohne Engagement nicht 
denk- und machbar

Den Sozialen Nahraum als wichtigsten Gestaltungsraum für 
Engagement fördern

Für ein Europa der Bürgerinnen und Bürger den Weg ebnen

Zivilgesellschaftsforschung braucht Infrastrukturen und Netzwerke
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EINLEITUNG

Bürgerschaftliches Engagement ge-
staltet unsere Gesellschaft und De-
mokratie. Das hat es nicht zuletzt in 
der gesellschaftlichen herausragen-
den Unterstützung für Geflüchtete 
eindrucksvoll bewiesen. Die über 
265 Mitglieder des Bundesnetz-
werks Bürgerschaftliches Engage-
ment (BBE) aus Zivilgesellschaft, 
Wirtschaft und Arbeitsleben, Poli-
tik und Verwaltung repräsentieren 
den größten Teil des Engagements 
von 31 Millionen Menschen in 
Deutschland. Wir verstehen bür-
gerschaftliches Engagement als 
wichtige Quelle und unverzicht-
bares Bürgerrecht einer starken, 
demokratisch verfassten, sozial 

gerechten und vielfältigen Zivilge-
sellschaft. 

Mit diesem Papier benennt das BBE 
gegenüber den politischen Partei-
en die aus seiner Sicht wichtigsten 
Herausforderungen und zentralen 
Empfehlungen an die Engagement-
politik auf Bundesebene. Wir tun 
dies in der Überzeugung, dass sich 
alle Menschen in Deutschland mit 
ihren jeweiligen unterschiedlichen 
Talenten und Motivationen in unse-
re Gesellschaft sinnvoll einbringen 
können, wenn die entsprechenden 
Rahmenbedingungen und Unter-
stützungsmöglichkeiten vorhanden 
sind.
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Engagementpolitik schafft den Rah-
men, in dem Menschen nach ihren 
eigenen Interessen, Werten und 
Möglichkeiten Verantwortung für 
die Gesellschaft übernehmen. En-
gagement gestaltet die Gesellschaft 
und ermöglicht zugleich Erfah-
rungen, durch die demokratische 
Haltungen und Werte weiterent-
wickelt und stabilisiert werden kön-
nen. Zur Stärkung von Engagement 
und Demokratie fordern wir:

¾¾ Die Gestaltungsspielräume und 
Zivilcourage der engagierten Bür-
gerinnen und Bürger in der demo-
kratischen Gesellschaft müssen 
gestärkt werden, etwa um popu-
listischen Akteuren entschieden 
entgegentreten zu können. Auch 
müssen digitale Räume, wie z.B. 
Soziale Medien, demokratisiert 
und Medienkompetenzen gestärkt 
werden, damit Gewalt, Menschen-
feindlichkeit und Intoleranz entge-
gengewirkt werden kann.

¾¾ Junge Menschen müssen früh-
zeitig lernen und erfahren können, 
wie sie selbst gestalten und sich en-
gagieren können. Neben den vielfäl-
tigen Engagementmöglichkeiten in 

der außerschulischen Jugendarbeit 
müssen sich auch die Einrichtungen 
der frühkindlichen Bildung und vor 
allem Schulen vermehrt für Mitbe-
stimmung und Beteiligung öffnen. 
Die Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern muss ausgebaut werden.

¾¾ Die Querschnittskoordination 
der Engagement- und Demokratie-
politik sollte künftig in einem ge-
meinsamen Abstimmungsprozess 
zwischen den zuständigen Bundes-
ministerien erfolgen.

¾¾ Der Unterausschuss „Bürger-
schaftliches Engagement“ ist zu 
einem Hauptausschuss des Deut-
schen Bundestages aufzuwerten. 

¾¾ Die Einsetzung einer Demokra-
tie-Enquete-Kommission im Deut-
schen Bundestag kann dazu beitra-
gen, die vielfältigen Innovationen 
im Bereich von Engagement und 
Partizipation mit der repräsenta-
tiven Demokratie zu verknüpfen, 
eine breite gesellschaftliche Debat-
te über das Gemeinwesen, Zusam-
menhalt und Demokratie anzusto-
ßen und eine Kultur der Beteiligung 
zu entwickeln.

ENGAGEMENT STÄRKEN HEISST DEMOKRATIE STÄRKEN

    HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN        
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Die Zahlen des Freiwilligensurveys 
2014 haben deutlich gemacht, dass 
bei der Stärkung und Nachbeset-
zung von Führungs- und Vorstands-
rollen, v.a. in Vereinen, Hand-
lungsbedarf besteht. Ehrenamtlich 
organisierte Initiativen und Verei-
ne klagen zudem zunehmend über 
wachsende gesetzliche Anforde-
rungen, die sie nicht mehr bewäl-
tigen können. Die Organisationen 
der Zivilgesellschaft – wie Gruppen, 
Initiativen, Vereine, Verbände, Stif-
tungen, Genossenschaften u.a. – 
gilt es deshalb weiter zu stärken. 
Doch sollten auch die neuen, infor-
melleren Formen des Engagements 
mit berücksichtigt werden:

¾¾ Für eine nachhaltige Infrastruk-
tur für das Engagement bedarf es 
einer Möglichkeit des Bundes zur 

Förderung und einer stärkeren 
Einbindung der Länder in Förder-
entscheidungen. Bund, Länder und 
Kommunen müssen eine dauer-
hafte Grundförderung als Gemein-
schaftsaufgabe ermöglichen.

¾¾ Um die Selbstorganisationsfä-
higkeit der Bürgergesellschaft auf 
Dauer zu erhalten, müssen geeig-
nete Programme für Fortbildung 
und Erfahrungsaustausch geför-
dert werden. 

¾¾ Die sektorübergreifende Koope-
rationsfähigkeit von Zivilgesellschaft, 
Unternehmen und Staat ist zu stär-
ken, nicht nur in Bezug auf bisekto-
rale, sondern auch für eine multi-
sektorale Zusammenarbeit. Hierfür 
müssen Lernräume für Akteure aller 
drei Sektoren ermöglicht werden.

VERLÄSSLICHE INFRASTRUKTUREN FÜR ALLE, 
DIE SICH ENGAGIEREN WOLLEN
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Die gleichberechtigte Teilhabe und 
die Integration aller Menschen ist ent-
scheidend für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Die bestehende sozi-
ale Ungleichheit und fehlende Zugän-
ge zu gesellschaftlicher Teilhabe und 
selbstbestimmtem Engagement sind 
daher zentrale Herausforderungen 
der Engagementpolitik: Das Engage-
ment für, mit und von Menschen mit 
Migrationshintergrund, von armen 
Menschen, Menschen mit geringer 
formaler Bildung, Menschen mit 
Behinderung – und vielen weiteren 
Gruppen, die auch im bürgerschaftli-
chen Engagement von Ausgrenzung 
bedroht sind – muss unter dem An-
spruch einer inklusiven Gesellschaft 
gestärkt werden. Diese Herausforde-
rung ist auch zu verstehen als Teil der 
sozialen Menschen- und Bürgerrech-
te. Eine Vielzahl von Maßnahmen ist 
erforderlich, um die bislang weniger 
engagierten Gruppen zu erreichen 
und soziale Ungleichheit abzubauen. 
Insbesondere folgende Schwerpunkte 
sollten Teil einer bundespolitischen 
Engagementstrategie sein:

¾¾ Zugangs- und Beteiligungschan-
cen zum bürgerschaftlichen Enga-

gement gilt es für alle Altersgrup-
pen auszubauen.

¾¾ In der gesellschaftlichen Debat-
te über die Inklusion von Menschen 
mit Beeinträchtigungen sind deren 
Engagement und Partizipation stär-
ker zu berücksichtigen und zu er-
möglichen.

¾¾ Um Menschen in prekären Le-
benssituationen ein Engagement zu 
ermöglichen, sind die Bezüge und 
Übergänge zwischen Engagement 
und Erwerbsarbeit unter Wahrung 
eines freiwilligen, eigensinnigen 
und unentgeltlichen Engagements 
zu stärken. Denn Engagement kann 
auch Zugänge in Arbeit und Beruf 
eröffnen. Ferner ist es wichtig, die 
Erstattung von Auslagen im Enga-
gement abzusichern, da hiermit 
häufig unzumutbare Hürden ver-
bunden sind. 

¾¾ Gute Erfahrungen mit nied-
rigschwelligen Zugängen und 
aufsuchenden Formaten der En-
gagementförderung müssen für 
Lern- und Transferprozesse nutzbar 
gemacht werden.

OFFENE ZUGÄNGE UND TEILHABE IM 
BÜRGERSCHAFTLICHEN ENGAGEMENT SCHAFFEN
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Teilhabe und Integration aller Men-
schen gleich welcher Herkunft sind 
wesentlich für den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt. Dabei sind 
interkulturelle Begegnungen und 
interreligiöser Dialog von besonde-
rer Bedeutung. Aus diesem Grund 
ist eine abgestimmte Engagement-
strategie zu entwickeln, die Maß-
nahmen enthält, um traditionelle 
Engagementstrukturen bei ihrer 
interkulturellen Öffnung zu unter-
stützen, Zugangsbarrieren abzu-
bauen und eine selbstbestimmte 
Teilhabe aller am Engagement zu 
ermöglichen:

¾¾ Die Beteiligung und Struktur-
entwicklung von Migrantenorgani-
sationen muss nachhaltig erfolgen. 
Kooperation und Vernetzung mit 
anderen Akteuren der Integrati-
onsarbeit und der Engagementför-
derung gilt es auszubauen und zu 
festigen.

¾¾ Traditionelle Engagementstruk-
turen sind bei ihrer interkulturellen 
Öffnung zu unterstützen. Hierzu 
sind insbesondere bereichsüber-
greifende Formate des Austauschs, 
der Vernetzung sowie der Fort- und 
Weiterbildung gefragt.

BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT 
ALS TEIL DES INTEGRATIONSPROZESSES AUSBAUEN UND 
VERSTETIGEN
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Zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Initiativen mit ihren Engagierten 
verantworten und gestalten gesell-
schaftliche Aufgaben. Dafür brauchen 
sie die Unterstützung durch Staat und 
Politik, die dem pluralen Charakter 
der Zivilgesellschaft Rechnung tragen 
muss. Gestaltungsräume für selbst-
organisierte Strukturen und Maßnah-
men sollten eröffnet und Förderbarri-
eren abgebaut werden:

¾¾ Der bürokratische Aufwand muss 
gesenkt, das Zuwendungsrecht ver-
einfacht und Zuständigkeiten soll-
ten gebündelt werden. Die durch 
die Fehlbetragsfinanzierung ein-
geschränkte Förderung von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen 
sollte korrigiert werden.

¾¾ Das Subsidiaritätsprinzip sollte 
für alle Formen bürgerschaftlichen 
Engagements Gültigkeit haben bei 
der vorrangigen Aufgabenübernah-
me durch zivilgesellschaftliche Ak-
teure gegenüber staatlichen.

¾¾ Bürgerschaftliches Engagement 
muss allen Menschen offenste-
hen. Dafür ist eine Inklusions-Re-
gelung erforderlich, die Menschen 
mit besonderem Förderbedarf (bei 
sozialen/ schichtenspezifischen be-
nachteiligungen, körperlichen, psy-
chischen, seelischen und Sinnes-
beeinträchtigungen, Geflüchtete…) 
ohne förderrechtliche Zugangsbar-
rieren bürgerschaftliches Engage-
ment ermöglicht.

¾¾ Die Arbeitsmarktneutralität  in 
den Freiwilligendiensten ist von 
den beteiligten Akteuren sicherzu-
stellen. 

¾¾ Dem Problem der Monetari-
sierung und damit der Funktiona-
lisierung von bürgerschaftlichem 
Engagement muss auch auf Bun-
desebene im Kontext von Gesetzen 
und Verordnungen entgegenge-
wirkt werden. Die Engagementver-
träglichkeit von Gesetzen muss im 
Bund sichergestellt werden.

ENGAGEMENTFREUNDLICHE POLITISCHE 
RAHMENSETZUNGEN SCHAFFEN
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Eine nachhaltige Entwicklung unse-
res Planeten setzt eine engagierte 
Zivilgesellschaft voraus. Die Umset-
zung der von der UN 2016 in Kraft 
gesetzten Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) erfordert ein 
grundsätzliches Überdenken und 
einen Wandel unserer Lebensstile:

¾¾ Zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen müssen im Prozess der Po-
litikgestaltung stärker beteiligt und 
ihre Erfahrungen und kreativen Lö-
sungsansätze in Entscheidungspro-
zesse besser integriert werden.

¾¾ Multisektorale Ansätze sollen 
dabei eine besondere Berücksichti-
gung finden.
 

¾¾ Austausch und Kooperation von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren 
über die Grenzen Europas hinweg 
müssen stärker gefördert werden.

¾¾ Das Engagement in Entwick-
lungspolitik und humanitärer Hilfe 
sowie bei der Bearbeitung der Ur-
sachen für eine weltweit wachsen-
de Zahl geflüchteter Menschen gilt 
es zu stärken und zu begleiten.

ZIELE NACHHALTIGER ENTWICKLUNG – 
OHNE ENGAGEMENT NICHT DENK- UND MACHBAR
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Über 80 Prozent der Engagierten 
wollen die Gesellschaft mitgestal-
ten (Freiwilligensurvey 2014). Sie 
tun dies vor allem im sozialen Nah-
raum, in ihrem Dorf oder Stadt-
quartier. Immer mehr Förderpro-
gramme wie LEADER oder Soziale 
Stadt widmen sich der Gestaltung 
und Restrukturierung dieses un-
mittelbaren Lebensumfelds. Die 
Synergien zwischen bürgerschaft-
lichem Gestaltungswillen und der 
kommunalen Aufgabe der Revitali-
sierung von Sozialräumen müssen 
stärker und nachhaltiger gefördert 
werden:

¾¾ Ansätze wie die Programme 
„Engagierte Stadt“ und „Soziale 

Stadt“ sollen ausgebaut und ver-
stetigt werden.

¾¾ Förderprogramme, die den So-
zialraum im Fokus haben, sollten 
immer mit den Anforderungen und 
Wünschen der im Lebensumfeld En-
gagierten zusammengedacht wer-
den.

¾¾ Die Steuerungsebene derartiger 
Förderungen sollte im Sinne des 
Subsidiaritätsgedankens bei den 
kommunalen AkteurInnen verortet 
sein. 

¾¾ Für überregionalen Erfahrungs-
austausch oder Vernetzung sind 
entsprechende Mittel einzusetzen.

DEN SOZIALEN NAHRAUM ALS WICHTIGSTEN 
GESTALTUNGSRAUM FÜR ENGAGEMENT FÖRDERN
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Die Vision eines Europas der Bür-
gerinnen und Bürger steht vor gro-
ßen Herausforderungen. Die eu-
ropäischen Werte wie Solidarität 
und Werte wie Gleichheit, Freiheit, 
Demokratie und Rechtstaatlichkeit 
müssen belebt und gestärkt werden:

¾¾ Zivilgesellschaftliche Organi-
sationen müssen am Prozess der 
Politikgestaltung stärker beteiligt 
und ihre Erfahrungen und Lösungs-
vorschläge in politische Entschei-
dungsprozesse besser integriert 
werden. Dafür muss auf nationaler 
wie europäischer Ebene ein konti-
nuierlicher Gesprächsrahmen zwi-

schen Politik und Zivilgesellschaft 
geschaffen werden. Einen Refe-
renzrahmen bieten hierfür die Prin-
zipien partizipativer Demokratie in 
Artikel  11 EUV. 

¾¾ Eine im Wesentlichen auf Ab-
wehr und die Sicherung der Au-
ßengrenzen gerichtete Geflüch-
tetenpolitik entspricht nicht dem 
Verständnis der europäischen Wer-
te. Deshalb ist in die Beseitigung von 
Fluchtursachen zu investieren und 
sind insbesondere die Maßnahmen 
zivilgesellschaftlicher Akteure in der 
internationalen Entwicklungszusam-
menarbeit zu stärken.

FÜR EIN EUROPA DER BÜRGERINNEN UND 
BÜRGER DEN WEG EBNEN
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Die Zivilgesellschaftsforschung ver-
fügt über keine robusten institutio-
nellen Strukturen oder Lehrstühle 
an Universitäten. Es bedarf daher:

¾¾ Entwicklung einer vernetzten 
Strategie zum Aufbau tragfähiger 
Infrastrukturen für die inter- und 
transdisziplinäre Zivilgesellschafts-
forschung, in die sich alle Akteure der 
Forschungsförderung einbringen.

¾¾ Hochschulförderprogramme wie 
„Innovative Hochschule“, die den 

Austausch auf Augenhöhe mit der 
Zivilgesellschaft einfordern, sollen 
so weiterentwickelt werden, dass 
sie sich neben Forschung und Lehre 
als selbstverständliche „Third Mis-
sion“ an allen Hochschulen etablie-
ren.

¾¾ Ansätze der Bürgerwissenschaft 
(„citizen science“) sollten nach dem 
gerade aufgesetzten Förderpro-
gramm des BMBF evaluiert und 
nachhaltig weiterentwickelt wer-
den.

ZIVILGESELLSCHAFTSFORSCHUNG BRAUCHT 
INFRASTRUKTUREN UND NETZWERKE
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BBE-NEWSLETTER
Der BBE-Newsletter informiert 14-täglich über Engagementpolitik und 
-debatte in Deutschland, interessante Publikationen und Veranstal-
tungen sowie Aktuelles aus dem BBE. In monatlichen Themenschwer-
punkten vertiefen AutorInnen aus Politik, Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
und Wissenschaft zivilgesellschaftliche Themen.
ü www.b-b-e.de/newsletter

BBE EUROPA-NACHRICHTEN
Die BBE Europa-Nachrichten zu Engagement und Partizipation in Euro-
pa bieten monatlich Informationen und Hintergrundberichte zu euro-
päischen Fragen der Engagementpolitik und -förderung, Gastbeiträge 
namhafter Europa-ExpertInnen sowie Hinweise auf internationale Be-
teiligungsverfahren.
ü www.b-b-e.de/eunewsletter

INFOLETTER
Der INFOLETTER zur Woche des bürgerschaftlichen Engagements er-
scheint vierteljährlich, informiert über die Aktivitäten zu Vorbereitung 
und Durchführung der Aktionswoche, stellt Engagement-Projekte vor 
und hält über die Nachrichten, Aktionen und Materialien rund um das 
bürgerschaftliche Engagement auf dem Laufenden. 
ü www.engagement-macht-stark.de/publikationen/infoletter

NEWSLETTER-ABO

ü www.b-b-e.de/newsletter-abo

BBE-NEWSLETTER ONLINE
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